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Rekursflut im Asylbereich
5200Beschwerdenwerden2023 erwartet – dasBundesverwaltungsgerichtwillmehrPersonal.

Kari Kälin

Er leide unter ständigen Kopf-
schmerzen,werdeoftohnmäch-
tig, in Bulgarien habe er die nö-
tigen Medikamente nicht er-
halten und sei von der Polizei
geschlagen worden. Das Bun-
desverwaltungsgericht fand:Die
SchweizmussnichtaufdasAsyl-
gesuchdesMarokkaners eintre-
ten, weil er schon in Bulgarien
eines gestellt habe und die me-
dizinische Versorgung dort ge-
währleistet sei.

Eshandelt sichumeinesvon
mehreren Urteilen aus dem
Asylbereich, welches das Bun-
desverwaltungsgerichtamMon-
tagpublizierthat.Es ist invieler-
lei Hinsicht typisch: Es geht um
einen Dublin-Fall (ein anderes
Land im Schengenraum ist zu-
ständig für das Asylverfahren),
und eswurde abgelehnt.

Das Bundesverwaltungs-
gericht hiess im letzten Jahr nur
3 Prozent, 116 von 3625 erledig-
ten Rekursen im Asylbereich,
gut. 63 Prozent der Beschwer-
denwurdenabgeschmettert, die
anderenwurdenentwederabge-
schrieben, das Gericht trat gar
nicht erst darauf ein oder das
Dossier wurde zur Neubeurtei-
lung an die Vorinstanz, das
Staatssekretariat für Migration,
zurückgewiesen.

ObwohldieRichterquasi am
FliessbandAsylbeschwerdenab-
arbeiten, geraten sie an denAn-
schlag. Der Grund ist einfach:
Mehr Asylgesuche generieren
mehrRekurse –wasdieZahlder
Pendenzen in die Höhe treibt.
Das Bundesverwaltungsgericht
warnt, mit dem bestehenden
Personalkönneesnichtmehrge-
währleisten,dassdieBeschwer-
den im Asylbereich innert der

gesetzlichen Fristen behandelt
werden können. Je nach Art der
Verfahrenbetragensie5,20oder
30Tage.Verzögert sichderPro-
zess, untergräbt dies zum einen
das Ziel der Politik, die Verfah-
ren rasch zu erledigen. Zum an-
deren bleiben die Beschwerde-
führer längereZeit imUngewis-
sen über ihre Zukunft.

Im letzten Jahr gingen 3460
neue Beschwerden ein, 400
mehrals imJahr2021. Indiesem
Jahr rechnen die Richter in
St.Gallen sogar mit 5200 Be-
schwerden – nicht ohne Grund.
Zwar rechnet der Bund in sei-
nemwahrscheinlichsten Szena-
rio mit ungefähr gleich vielen
Asylgesuchen (24000) wie
2022, aber in den ersten drei

Monaten fochtenAsylsuchende
doppelt so viele Entscheide
(28 Prozent) an wie im vergan-
genenJahr. SeitdasneueAsylge-
setz2019 inKraftgetreten ist, er-
halten alle Asylsuchenden eine
kostenlose Rechtsvertretung.
Die Hoffnungen, dass die Be-
schwerdequote dadurch sinkt,
habensichoffenbarnichterfüllt.

Das Bundesverwaltungsge-
richt hat jetzt beim Parlament
mehr Personal beantragt. Wie
viele Stellen es neu schaffen
möchte, verrät es nicht, «weil
wir demMeinungsbildungspro-
zessnicht vorgreifenmöchten»,
so ein Sprecher. Letztmals ge-
währte das Parlament 2017 vier
zusätzliche, befristete Vollzeit-
stellen, um Asylpendenzen ab-

zubauen. Aktuell weisen die
zwei fürdenAsylbereichzustän-
digen Abteilungen 24 Vollzeit-
stellen für Richterinnen und
Richter sowie 70 Vollzeitstellen
beiGerichtsschreibenden aus.

Klickt man sich durch die
zahlreichen, täglichpublizierten
Urteile, wird klar: Viele Be-
schwerden, vor allem von Asyl-
suchenden aus Ländernmit tie-
fer Anerkennungsquote, schei-
nen von Beginn an wenig
aussichtsreich.Doch istdieGut-
heissungsquote auch deshalb
tief, weil das Bundesverwal-
tungsgericht generell eine zu
harte Linie fährt?

ErfolgreicheBeschwerden
vorUNO-Ausschüssen
RechtsanwältinLeaHungerbüh-
ler ist Gründerin und Präsiden-
tin desVereinsAsylex, der Asyl-
suchende inRechtsfragenunter-
stützt. Sie könne diese Frage
beurteilen für Fälle, die derVer-
ein vor einen UNO-Ausschuss
weitergezogenhat.Esgehtdabei
um besonders verletzliche Per-
sonen, also Frauen, Kinder und
Kranke. Bei diesen Fällen be-
kommeAsylex fast immer recht,
sagtHungerbühler.

In der Tat: Bis jetzt beant-
worteten die UNO-Ausschüsse
31 von 39 Anträgen mit soge-
nannten interimmeasures. Das
bedeutet: Die betroffenen Per-
sonen dürfen so lange in der
Schweiz bleiben, bis die UNO-
Ausschüsse einen definitiven
Entscheid über den Rekurs fäl-
len. Grundsätzlich kritisiert
Hungerbühler, dass Asylbe-
schwerden abschliessend vom
Bundesverwaltungsgericht ent-
schieden undnicht ans Bundes-
gericht weitergezogen werden
können.

«Das Vertrauen in seriöse
Medien wird untergraben»
Werden dieMedien als «Lügenpresse» abqualifiziert,
schadet dies derDemokratie und ihren Institutionen.

Francesco Benini

Von Vertrauen, Institutionen –
undvonHundensprachBundes-
rätinKarinKeller-Sutter zur Er-
öffnung des Swiss Media Fo-
rums in Luzern.

Eine Grundlage für das
Funktionieren des Staates sei
das Vertrauen der Bevölkerung
indie Institutionen, sagtedieFi-
nanzministerin.Der viertenGe-
walt, den Medien, komme die
Rolle zu, Fehler undMissstände
aufzudecken – eine noble, not-
wendige Aufgabe. «Denn Ver-
trauen indie Institutionenkann
nur dauerhaft erhaltenwerden,
wenn Fehlverhalten korrigiert
wird.» Die Medien seien der
Wachhund der Demokratie.
«IchmagHunde», betonteKel-
ler-Sutter.Hunde seiendie bes-
tenFreundederMenschen.Und
der «public Watchdog» sei der
beste Freund der Institutionen.

Nun gibt es aber nicht nur
denWachhund:DerKläffer gibt
grundlos laut und wittert über-
all einen Skandal. Der Waden-
beisser geht auf Personen los
und lässt sich von Fakten nicht
beirren. Und der Kettenhund
lauert, bis jemand Indiskretio-
nen vor ihmhinstreut.

DieHunde-Typologie führte
zum Kern von Keller-Sutters
Rede:NichtnurPolitiker fühlen
sich zuweilen ungerechtfertig-
terweise von Journalisten atta-
ckiert. Professionelle Medien
sähen sich als «Mainstream»,
als «Lügenpresse» verun-
glimpft. Dazu trügen die soge-
nannt sozialen Medien bei, in
denen sichMeinungsblasenbil-
deten und Algorithmen die Re-
gieübernähmen.DasVertrauen
in seröse Medien werde unter-
graben: Man unterstelle ihnen

eineVerschwörunguntereinan-
der, Käuflichkeit oder einen
«zensierend-konspirativenEin-
flussderRegierungaufden Jour-
nalismus».DieDiskreditierung
der Medien erfolge mit dem
Ziel, diepolitischeStabilität und
den rationalenDiskurs zuunter-
graben. «Man will den Watch-
dog ausschalten, um nachher
einfacher ins Haus einbrechen
zu können.»

Wie schaffenesdieMedien,
dass ihnendieMenschenwieder
mehr vertrauen? Es brauche
«vermeintlich altmodische Tu-
gendenwie Qualität, Relevanz,
Präzision, Fairness und Fakten-
treue inderBerichterstattung.»
Das sei zwar langweiliger als
lautesGebell. Aber es stärkedie
Demokratie und damit eine of-
fene, faire Gesellschaft.

InderFragerunde sprachdie
Finanzministerindannüberdie
Notfusion derCS: Der Bundes-
rat habean jenemdramatischen
Sonntag, dem 19.März, erst um
17.30UhrvondenVerwaltungs-
rätenderbeteiligtenBankendie
Zustimmung zur Übernahme
der CS durch die UBS erhalten.
Für die Vorbereitung der Me-
dienkonferenz sei nicht mehr
vielZeit geblieben.DieCShabe
bis Sonntagabend 170 Milliar-
den Franken Liquidität von der
Nationalbank beantragt. So
ernst sei die Lage gewesen.

Keller-Sutter erklärte aus-
serdem: Sie sei damit einver-
standen, dass die Verantwort-
lichkeiten rund um die Notfu-
sion abgeklärt würden. Aber:
Man dürfe den Brandstifter
nicht mit der Feuerwehr ver-
wechseln. Für die Geschäftstä-
tigkeit der CS sei deren Verwal-
tungsrat verantwortlich gewe-
sen, niemand anders.

DasBundesverwaltungsgericht heisst nur sehr wenigeBeschwerden
von Asylsuchenden gut. Bild: Francesca Agosta/Keystone/Ti-Press

JA zur
OECD-Mindeststeuer
für multinationale
Unternehmen
oecd-mindeststeuer-ja.ch

Die OECD-Mindeststeuer von 15% für grosse interna-
tionale Unternehmen ist beschlossen. Schweizer KMU
sind nicht betroffen.

Setzt die Schweiz die Mindeststeuer nicht um,
verzichtet sie auf Steuereinnahmen von jährlich
1 – 2.5 Milliarden Franken.

Mit der Umsetzung bleiben die Einnahmen in der
Schweiz. Es findest kein Abfluss von Steuergeld statt.

DAMIT DAS GELD IN
DER SCHWEIZ BLEIBT.


